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VERFOLGT, VERTRIEBEN ... HEIMATLOS  
Das Ende der deutschen Siedlung in Ost-Mitteleuropa 
Band IV/04 
 
 
Territoriale Entscheidungen und politische Vereinbarungen der Siegermächte, interna-
tionale Pressemeldungen sowie sonstige Publikationen von 1946 bis 1947 
05.01.1946 
US-Präsident Truman erklärt am 5. Januar 1946 während einer Unterhaltung mit Außenmini-
ster Byrnes (x156/31-32): >>... In Potsdam sahen wir uns fertigen Tatsachen gegenüber und 
waren durch die Umstände geradezu gezwungen, die Besetzung Ostpolens durch die Russen 
und die Besetzung Schlesiens östlich der Oder durch Polen gutzuheißen. Es war ein glatter 
Gewaltakt. 
Damals lag uns noch an der russischen Kriegsbeteiligung gegen Japan. Erst nachher stellten 
wir fest, daß wir Rußland gar nicht gebraucht hätten, und seither haben uns die Russen dort 
nichts als Kopfschmerzen bereitet.  
In Moskau hast Du Dich hinsichtlich Irans wiederum einer fertigen Tatsache gegenüber gese-
hen. Iran war im Krieg mit uns verbündet. Es war mit Rußland verbündet. Es hat uns gestattet, 
Waffen, Kriegsmaterial, Lebensmittel usw. im Gewicht von vielen Millionen Tonnen über 
iranisches Gebiet vom Persischen Golf zum Kaspischen Meer zu transportieren.  
Ohne diese materielle Hilfe wäre Rußland schmählich geschlagen worden. Trotzdem unterhält 
es dort Truppen und zettelt im Gebiet des befreundeten und verbündeten Iran einen Aufstand 
an.  
Ich zweifle keinen Augenblick, daß Rußland in die Türkei einmarschieren will, um sich der 
Meerengen zum Mittelmeer zu bemächtigen.  
Wenn man ihm nicht die eiserne Faust zeigt und die stärkste Sprache spricht, werden wir ei-
nen neuen Krieg erleben. Es gibt nur eine Sprache, die die Russen verstehen, nämlich: Wie 
viele Divisionen habt ihr?  
Ich glaube, wir sollten uns jetzt auf keine Kompromisse einlassen. ... Ich habe es satt, die So-
wjets in Watte zu packen.<< 
05.02.1946 
Das polnische Ministerium für die Wiedergewonnenen Gebiete beschließt am 5. Februar 1946 
einen Runderlaß betreffend die Übernahme des verlassenen und ehemals deutschen Vermö-
gens durch die Behörden der allgemeinen Verwaltung (x003/106,109): >>... Um die Über-
nahme der Bewirtschaftung des verlassenen und ehemals deutschen Vermögens durch den 
Minister für die Wiedergewonnenen Gebiete und durch die ihm unterstellten Behörden mög-
lichst zu beschleunigen, ist vor der formellen Veröffentlichung dieses Dekrets mit der Über-
nahme der Geschäfte der vorläufigen Staatlichen Verwaltung zu beginnen. ...  
Dieser Runderlaß betrifft alle nordwestlichen Wojewodschaften, d.h. sowohl diejenigen, wel-
che ausschließlich Wiedergewonnene Gebiete umfassen (Masuren, Pommern, Niederschlesi-
en), wie auch diejenigen, welche nur z.T. Wiedergewonnene Gebiete einschließen, wie: 
1. die Wojewodschaft Schlesien-Dombrowa, und zwar die Kreise: Kreuzburg, Rosenberg, 
Guttentag, Stadt Oppeln, Landkreis Oppeln, Groß-Strehlitz, Hindenburg, Stadt Beuthen, 
Landkreis Beuthen, Stadt Ratibor, Landkreis Ratibor, Cosel, Leobschütz, Neustadt, Falken-
berg, Stadt Neiße, Landkreis Neiße, Grottkau. 
2. die Wojewodschaft Posen – das Land Lebus, und zwar die Kreise: Schneidemühl, Schön-
lanke, Friedeberg/Neumark, Stadt Landsberg, Landkreis Landsberg, Meseritz, Schwerin, Zie-
lenzig, Frankfurt (der rechts gelegene Teil des Stadtkreises), Schwiebus, Grünberg, Cros-
sen/Oder, Guben, Fraustadt. 



 2 

3. die Wojewodschaft Danzig, und zwar die Kreise: Stadt Elbing, Landkreis Elbing, Marien-
burg, Stuhm, Marienwerder, Lauenburg, Bütow, Stadt Stolp, Landkreis Stolp, Rummelsburg, 
Schlawe.  
4. die Wojewodschaft Pommerellen, und zwar die Kreise: Schlochau, Flatow. ...  
5. die Wojewodschaft Bialystok, und zwar die Kreise Goldap, Treuburg und Lyck. ...<< 
10.02.1946 
Dr. Kurt Schumacher (1895-1952, von 1933-45 fast ständig in KZ-Haft, ab Mai 1946 SPD-
Vorsitzender) weist den Vorwurf der Kollektivschuld entschieden zurück (x101/12): >>Die 
Deutschen stehen deshalb vor einer schweren Aufgabe, weil die Welt meint, der Nazismus sei 
Deutschland gewesen, das ganze Volk sei schuldig. ...  
Es ist nicht das ganze deutsche Volk schuldig, und wir lehnen eine derartige These ab. ...  
Immer sind es vor 1933 und nach 1933 große Teile der Deutschen gewesen, die gegen Hitler 
gekämpft und Mut bewiesen und Leid erduldet haben. ...<< 
23.02.1946 
Konrad Adenauer (ab 1949 deutscher Bundeskanzler) schreibt am 23. Februar 1946 (x095/40-
41): >>... Nach meiner Meinung trägt das deutsche Volk und tragen auch die Bischöfe und der 
Klerus eine große Schuld an den Vorgängen in den Konzentrationslagern.  
Richtig ist, daß nachher vielleicht nicht viel mehr zu machen war. Die Schuld liegt früher. Das 
deutsche Volk, auch Bischöfe und Klerus zum großen Teil, sind auf die nationalsozialistische 
Agitation eingegangen. Es hat sich fast widerstandslos, ja zum Teil mit Begeisterung ... 
gleichschalten lassen. Darin liegt seine Schuld.  
Im übrigen hat man aber auch gewußt – wenn man auch die Vorgänge in den Lagern nicht in 
ihrem ganzen Ausmaße gekannt hat -, daß die persönliche Freiheit, alle Rechtsgrundsätze, mit 
Füßen getreten wurden, daß in den Konzentrationslagern große Grausamkeiten verübt wurden 
... 
Ich glaube, daß, wenn die Bischöfe alle miteinander an einem bestimmten Tage öffentlich von 
den Kanzeln aus dagegen Stellung genommen hätten, sie vieles hätten verhüten können. Das 
ist nicht geschehen und dafür gibt es keine Entschuldigung.  
Wenn die Bischöfe dadurch ins Gefängnis oder in Konzentrationslager gekommen wären, so 
wäre das kein Schade, im Gegenteil.  
Alles das ist nicht geschehen und darum schweigt man am besten. ...<< 
28.02.1946   
Nach amtlichen polnischen Angaben befinden sich in den "Wiedergewonnenen Gebieten" erst 
2.719.320 Polen; davon sind 992.000 "Autochthone", die teils auf Grund freiwilliger oder er-
zwungener Option als Angehörige des polnischen Volkes betrachtet werden (x001/119E).  
01.03.1946 
In einem Brief an den nordamerikanischen Botschafter fordert der französische Außenminister 
Bidault am 1. März 1946 weiterhin die Zerstückelung Deutschlands (x058/395-396): >>... Sie 
haben schließlich ihr volles Verständnis für den Wunsch der französischen Regierung ausge-
drückt, sich gegen die Wiederkehr deutscher Aggressionen zu sichern und zu diesem Zweck 
Abänderungen des territorialen Status der ihrer Grenze benachbarten Gebiete vorgenommen 
zu sehen. 
Die französische Regierung ihrerseits kann, wenn sie in Übereinstimmung mit der amerikani-
schen Regierung die längere Besetzung Deutschlands als die beste Garantie der Sicherheit 
betrachtet, nicht übersehen, daß diese Besetzung eines Tages ein Ende nehmen wird.  
Sie macht sich bereits jetzt Gedanken über die Vorsichtsmaßnahmen, die zu treffen sind, um 
zu vermeiden, daß Deutschland, wenn diese Besetzung ein Ende nimmt, wieder eine Bedro-
hung für den Frieden wird. Es scheint ihr, in Anbetracht des Menschenpotentials dieses Lan-
des, daß die deutsche Gefahr so lange bestehen bleiben wird, wie eine deutsche Regierung, 



 3 

unter der Wirkung eines Nachlassens der internationalen Wachsamkeit, so wie sie zwischen 
den beiden Weltkriegen eingetreten ist, die Möglichkeit behält, über industrielle Hilfsquellen 
zu verfügen, die geeignet sind, die Wiederherstellung ihrer militärischen Macht zu sichern.  
Die Erfahrung der letzten 25 Jahre hat gezeigt, daß die territorialen Klauseln die letzten sind, 
welche die revisionistischen Staaten wieder in Frage zu stellen wagen. Diese Klauseln sind es 
auch, die am leichtesten mit einer wirksamen und präzisen internationalen Garantie zu verse-
hen sind.  
Aus diesen Gründen schlägt die französische Regierung vor, daß der Entzug gewisser Gebiete 
aus dem Bereich der deutschen Souveränität den unwiderruflichen Charakter der auf diese 
Weise erfolgten Begrenzung der deutschen Möglichkeiten unterstreicht und diese auch tat-
sächlich unwiderruflich macht. ... 
Aus allen diesen Gründen hält die französische Regierung an ihrer Ansicht fest, daß es nicht 
angebracht ist, daß die Besatzungsmächte, wenn sie eine Politik der Dezentralisierung verfol-
gen wollen, damit beginnen, verzweigte Verwaltungen mit eigener Entscheidungsgewalt zu 
schaffen. Sie könnte auf keinen Fall ihre Zustimmung zur Ausdehnung der Zuständigkeit sol-
cher Verwaltungen auf die Gebiete der Ruhr, des Rheinlands oder, noch weniger, der Saar 
erteilen. 
Das soll nicht heißen, daß meine Regierung die Notwendigkeit einer Koordinierung der Be-
mühungen in den verschiedenen Zonen verkennt. Sie ist jedoch der Ansicht, daß die Rolle der 
Koordinierung dem Interalliierten Kontrollrat zukommt und das dieser Rat beim augenblickli-
chen Stand der Dinge allein die Befugnis behalten muß.<< 
05.03.1946 
Churchill weist während seiner Rede in Fulton/Missouri darauf hin, daß die Inbesitznahme der 
deutschen Ostgebiete durch den polnischen Staat unrechtmäßig sei, weil die endgültige polni-
sche Westgrenze erst durch einen Friedensvertrag festgelegt werden soll. Polen würde die 
Vereinbarungen des Potsdamer Abkommens mißachten.  
Churchill bedauert außerdem erstmalig die Folgen der Austreibung (x156/32): >>Es ist ein 
Schatten auf die Erde gefallen, die erst vor kurzem durch den Sieg der Alliierten hell erleuch-
tet worden ist. ... 
Von Stettin an der Ostsee bis hinunter nach Triest an der Adria ist ein eiserner Vorhang über 
den Kontinent gezogen. ... Die von Rußland beherrschte polnische Regierung ist ermächtigt 
worden, sich in unrechtmäßiger Weise und in gewaltigem Ausmaße in deutsche Angelegen-
heiten einzumischen und Massenausweisungen von Deutschen anzuordnen, wie man sie bis-
her noch nicht kannte. Die kommunistischen Parteien, die in allen diesen östlichen Staaten 
Europas bisher sehr klein waren, sind überall großgezogen worden, sie sind zu unverhältnis-
mäßig hoher Macht gelangt und suchen jetzt überall, die totalitäre Kontrolle an sich zu reißen. 
Fast in jedem Fall herrscht eine Polizeiregierung, und bisher ist mit Ausnahme der Tschecho-
slowakei noch nirgends die Demokratie eingeführt. ... 
In Berlin haben die Russen den Versuch unternommen, in ihrer Zone die Kommunistische 
Partei großzuziehen. ... Das ist sicher nicht das befreite Europa, für dessen Aufbau wir ge-
kämpft haben. ... 
Nach dem zu schließen, was ich während des Krieges bei unseren russischen Freunden und 
Verbündeten gesehen habe, bewundern sie nichts so sehr wie die Kraft und Macht, und nichts 
verachten sie so sehr wie militärische Schwäche. ...<<  
13.03.1946 
Stalin protestiert am 13. März 1946 in der Prawda gegen Churchills antisowjetische Politik 
und Churchills Rede vom 5. März 1946 in Fulton (x068/272): >>Es sei doch eigentlich nur 
ein geringer Unterschied, ob man, wie Hitler, die Hegemonie der Welt für die "arische" Rasse 
beanspruche oder für die "englischsprechenden" Völker. ...<<  
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Stalin vergleicht Churchill z.B. mit Hitler und bezeichnet ihn als "Hetzer des 3. Weltkrieges" 
(x111/145). 
16.04.1946 
Konrad Adenauer schreibt am 16. April 1946 (x095/44-45): >>... Köln ist in seinen Haupttei-
len zerstört. Es zählt wieder zur Zeit 500.000 Einwohner. Aber schätzungsweise wohnen 1/3 
davon in Kellern oder mehr oder weniger zerstörten Gebäudeteilen. ...  
Es sieht sehr ernst aus hier! Größte Arbeitslosigkeit, eine sehr schwere Ernährungskatastro-
phe. Keine Aussicht auf Besserung. ... 
Bild von der Lage in Köln: 
Geburtenziffer monatlich rd. 250. 
Sterblichkeitsziffer monatlich rd. 650. 
Ansteckende Krankheiten herrschen nicht in besonderem Maße. Die Menschen sterben an 
Schwäche. Was aus allem werden soll, ist noch völlig unübersichtlich. Ich glaube aber, daß 
noch viele Millionen in Deutschland sterben werden. Die Menschen sind meistens apathisch 
und hoffnungslos, die Jugend verwildert und verkommt. Die Verhältnisse von 1918 lassen 
sich auch nicht im entferntesten mit den Verhältnissen von heute vergleichen.  
... Es gibt sehr wenige tüchtige Leute. Die beiden Kriege haben sehr große Lücken gerissen, 
und Nachwuchs ist infolge des verheerenden Einflusses der NSDAP nicht da. ... 
Wir brauchen alle sehr viel Geduld! Es ist unsere einzige Stärke. ...<< 
29.04.1946 
Der Stettiner Stadtkommandant Zaremba fordert am 29. April 1946 von den Sowjets die 
Übergabe der Insel Usedom (pommersche Insel vor dem Stettiner Haff, 445 qkm) und eine 
Gebiet entlang des Rendow-Flusses an Polen (x111/161).  
01.05.1946 
Feldmarschall Montgomery berichtet am 1. Mai 1946 in einer Denkschrift für den britischen 
Premierminister (x114/1.152): >>Morgen verlasse ich Deutschland. ... Ich bin nicht zufrieden. 
Ich glaube, das Gesamtbild ist eher trüb, wenn nicht sogar schwarz. Wir müssen jetzt die Ent-
scheidung darüber treffen, ob wir die Deutschen ernähren wollen oder sie verhungern lassen 
sollen. Grundsätzlich dürfen wir das letztere nicht tun. Wenn wir so dächten, dann hätten alle 
unsere übrigen Anstrengungen keinen Sinn mehr.  
Wir müssen mit dem Wiederaufbau beginnen. Und vor allen Dingen müssen wir dem deut-
schen Volk erklären, was mit ihm und seinem Land geschehen soll. Wenn wir das nicht tun, 
dann gehen wir möglicherweise einem Scheitern entgegen. Es wird dadurch gekennzeichnet 
sein, daß eine feindliche Haltung in der Bevölkerung heranwächst, die sich dann vielleicht 
nach Osten wendet. Solch ein Deutschland wäre eine Bedrohung für die Sicherheit des briti-
schen Empire. Andererseits könnte ein zufriedenes Deutschland mit einer gesunden politi-
schen Basis ein großer Vorteil für die Sicherheit des Empire und für den Frieden der Welt dar-
stellen. ...<< 
15.05.1946 
Der französische Außenminister Bidault fordert während einer Konferenz in Paris (x111/169): 
>>Das Grubengebiet der Ruhr mit 5 Millionen Einwohnern soll internationalisiert und zur 
Überwachung der dauernden Entmilitarisierung von internationalen Truppen besetzt werden. 
...  
Zwischen dem Ruhrgebiet und Deutschland muß eine Wirtschaftsgrenze errichtet werden. Das 
Rheinland soll von der Pfalz bis einschließlich Köln von französischen und nördlich davon 
von belgischen, niederländischen und allenfalls angelsächsischen Truppen besetzt werden und 
entweder als staatsrechtliche Einheit oder in 2-3 neuzuschaffende Staaten aufgeteilt und orga-
nisiert werden.  
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Im Saargebiet sollen die Bergwerke Frankreich übergeben und der Zuständigkeit der alliierten 
Kontrollkommission entzogen werden. ...<< 
10.06.1946 
Die "New York Times" schlägt die Zersplitterung des Deutschen Reiches vor. Deutschland 
soll in 12 unabhängige Staaten geteilt werden, die wirtschaftlich eine Zollunion bilden (x111/-
178). 
30.06.1946 
Die polnische Regierung läßt eine Volksabstimmung über die Oder-Neiße-Linie als endgülti-
ge polnische Westgrenze durchführen.  
Rd. 10,5 Millionen Wähler stimmen mit "Ja" für diese Grenzfestlegung, während rd. eine Mil-
lion Wähler diese "neue Grenze" ablehnen (x064/170).  
In der sowjetischen Besatzungszone tritt die Sperrung der Zonengrenze in Kraft. Später wer-
den mehrere Grenzübergänge geöffnet.  
In Sachsen führen die Sowjets einen "Volksentscheid" über die Enteignung von "Kriegsver-
brechern und Naziaktivisten" durch. In den anderen SBZ-Landesverwaltungen folgen eben-
falls entschädigungslose Enteignungen (x009/507). 
07.07.1946   
Kurt Schumacher lehnt Dänemarks Gebietsforderungen ab (x111/190): >>... Schleswig ist ein 
Teil Deutschlands. Das Streben, von Deutschland wegzukommen, und alle Bemühungen, ir-
gendeinen Teil Schleswigs abzutrennen, erfolgt nicht aus Liebe zum dänischen Volk, sondern 
einzig und allein wegen des dänischen Specks.<< 
09.07.1946 
Der sowjetische Außenminister Molotow erklärt während der Pariser Konferenz (x111/190): 
>>Die Sowjetregierung hält es für nötig, die Abrüstung und Demilitarisierung Deutschlands 
auf eine Dauer von 40 Jahren auszudehnen. ...  
Die Sowjetregierung besteht darauf, daß von seiten Deutschlands die Reparationsforderungen 
in der Höhe von 10 Mrd. Dollar erfüllt werden, da dies nur einen Teil der von der Sowjetuni-
on und ihren Völkern erlittenen Schäden darstellt.<< 
10.07.1946 
Der französische Außenminister Bidault erklärt während der Pariser Konferenz (x039/230): 
>>Die Konferenz von Potsdam hat in bezug auf Ostdeutschland prinzipiell zwar provisorisch, 
sachlich jedoch grundlegende Abmachungen getroffen, welche die französische Regierung 
nicht strittig gemacht hat. ...<<   
Der sowjetische Außenminister Molotow kündigt in Paris den Abschluß eines Friedensvertra-
ges mit dem Deutschen Reich an (x111/190): >>Die Zeit ist gekommen, da wir die Frage der 
Geschicke Deutschlands und den Friedensvertrag mit ihm erörtern müssen. Die Sowjetregie-
rung war stets der Meinung, daß Rachegefühl kein guter Ratgeber in solchen Angelegenheiten 
sei.  
Es ist nicht richtig, Hitler-Deutschland mit dem deutschen Volk zu identifizieren, obwohl das 
deutsche Volk die Verantwortung für die Aggression Deutschlands und für deren außerordent-
lich schwere Folgen nicht von sich abschütteln kann. ...  
Ich gehe davon aus, daß es im Interesse der Weltwirtschaft und der Ruhe in Europa nicht rich-
tig wäre, den Standpunkt der Vernichtung Deutschlands als Staat oder seine Umwandlung in 
einen Agrarstaat unter Zerstörung seiner hauptsächlichsten Industriekräfte einzunehmen.  
Eine solche Einstellung würde zur Untergrabung der Wirtschaft Europas, zur Zerrüttung der 
Weltwirtschaft und zur chronischen politischen Krise in Deutschland führen, deren Auswir-
kungen eine Bedrohung des Friedens schaffen würden. ...  
Wir sind natürlich im Prinzip für den Abschluß eines Friedensvertrages mit Deutschland, 
doch muß vor Abschluß eines solchen Vertrages eine einheitliche deutsche Regierung ge-



 6 

schaffen werden, die demokratisch genug ist, um alle Überreste des Faschismus in Deutsch-
land auszumerzen, und die genügend Verantwortung besitzt, um alle Verpflichtungen gegen-
über den Verbündeten zu erfüllen und insbesondere hinsichtlich der Reparationsleistungen an 
die Verbündeten. ...<< 
20.07.1946   
Ein Vorschlag der US-Regierung, die Wiedervereinigung der Besatzungszonen anzustreben, 
wird im Alliierten Kontrollrat von Frankreich und der Sowjetunion abgelehnt (x009/507). 
28.07.1946   
Ministerpräsident Charles de Gaulle schlägt am 28. Juli 1946 "praktische, einfache Deutsch-
land-Lösungen" vor (x156/33-34): >>Deutschland bleibt Deutschland, das heißt, ein großes 
Volk, konzentriert im Herzen Europas, ein Volk, das sich im Abgrund doch noch seiner Hö-
hepunkte erinnert und das der Dämon des Krieges noch eines Tages dazu verleiten könnte, 
seine Größe wiederzufinden, wenn man ihm die Möglichkeit gibt, seinen Ehrgeiz mit dem 
eines anderen Volkes zu verbinden. 
Es ist die Aufgabe Frankreichs, zu verhindern, daß Deutschland wieder ein zentralisierter Ein-
heitsstaat, kurz das "Reich" wird, dessen Bewaffnung und Drang immer die Bedingungen sei-
ner kriegerischen Unternehmungen bildeten.  
Jetzt, da der Geist des Friedens sich sehr schüchtern bewegt, da die internationale Zusammen-
arbeit noch nicht über die Verfahrensstreitigkeiten hinausgekommen ist und es in die Augen 
fällt, daß sehr viel Zeit noch vergehen muß, bis eine solche internationale Zusammenarbeit 
verwirklicht wird, vor allem, da es unter den siegreichen Mächten Differenzen gibt, von denen 
keiner weiß, wohin sie noch führen können, wie sollen wir da zugeben, daß man jetzt politisch 
oder wirtschaftlich – was bald auf dasselbe herauskäme – das Instrument wiederherstellt, wel-
ches dasjenige Bismarcks, Wilhelm II. und Hitlers war? 
Der Vorschlag Frankreichs ist eine ehrliche, praktische, hinsichtlich Deutschlands menschli-
che und einfache Lösung, und jeder kennt sie. Die verschiedenen traditionsgebundenen deut-
schen Einheiten: Preußen, Sachsen, Bayern, Württemberg, Baden, Hessen, Pfalz, Provinz 
Rheinland, die nordwestlichen Provinzen sollen wiedererstehen, sich selbst verwalten und 
jede sich auf ihre Rechnung und auf ihre Art und Weise einrichten.  
Das ungeheure Arsenal der Ruhr soll unter internationale Kontrolle gestellt werden, nicht um 
deutsche Bevölkerung des Lebensnotwendigen zu berauben, sondern um unter den Nachbar-
staaten die für das wirtschaftliche Leben aller notwendigen Kohle aufzuteilen.  
Das Saarbecken, dessen Kohle uns durch den Versailler Vertrag übergeben wurde, deren Aus-
beutung sich ganz natürlich an den unserer Erzbergwerke anschließt, soll in die französische 
Wirtschaft eingegliedert werden.  
Polen soll eine Westgrenze bekommen, die den im Osten erlittenen Verlust wiedergutmacht. 
...<< 
30.08.1946   
Die französische Militärregierung bildet aus der bayerischen Pfalz, dem preußischen Regie-
rungsbezirk Koblenz und Trier, 4 Kreisen der preußischen Provinz Hessen-Nassau sowie aus 
dem linksrheinischen Teil Hessens (Rheinhessen) das Land Rheinland Pfalz.  
06.09.1946 
US-Außenminister James F. Byrnes (1879-1972, der 1947 wegen Differenzen mit US-
Präsident Truman zurücktritt, erklärt während seiner "Stuttgarter Rede" am 6. September 1946 
(x156/34-37): >>Ich bin nach Deutschland gekommen, um mich an Ort und Stelle über die 
mit dem Wiederaufbau Deutschlands verbundenen Probleme zu orientieren und die Ansichten 
der Regierung der Vereinigten Staaten über einige der vor uns liegenden Probleme mit unse-
ren Vertretern in Deutschland zu besprechen. Wir Amerikaner haben diesen Problemen be-
trächtliche Zeit und Aufmerksamkeit gewidmet, weil von ihrer erfolgreichen Lösung nicht nur 
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das künftige Wohlergehen Deutschlands, sondern auch das Europas abhängt. 
Wir haben wohl oder übel lernen müssen, daß wir alle in einer Welt leben, von der wir uns 
nicht isolieren können. Wir haben gelernt, daß Frieden und Wohlergehen unteilbar sind und 
daß Frieden und Wohlergehen in unserem Land nicht auf Kosten des Friedens und Wohlerge-
hens eines anderen Volkes erkauft werden können. ...  
Das amerikanische Volk will den Frieden. Es hat schon seit langem nicht mehr von einem 
strengen oder milden Frieden für Deutschland gesprochen. Darauf kam es auch wirklich nie-
mals an. Was wir wollen, ist ein dauerhafter Friede. Wir werden uns gegen zu harte und von 
Rachsucht diktierte Maßnahmen wenden, die einem wirklichen Frieden im Wege stehen. Wir 
werden uns zu milden Maßnahmen widersetzen, welche zum Bruch des Friedens einladen. 
Als die Vereinigten Staaten in Potsdam der Entwaffnung und Entmilitarisierung Deutschlands 
zustimmten und als sie vorschlugen, dafür zu sorgen, daß Deutschland für die Dauer einer 
Generation entwaffnet und entmilitarisiert bleibt, waren sie sich der auf ihnen und ihren 
Hauptverbündeten ruhenden Verantwortung für die Aufrechterhaltung und gesetzmäßige 
Durchführung des Friedens voll bewußt.  
Die Befreiung vom Militarismus wird dem deutschen Volke Gelegenheit geben, seine Kräfte 
und Fähigkeiten den Werken des Friedens zuzuwenden. Es braucht sie nur zu ergreifen. Sie 
gibt ihm die Gelegenheit, sich der Achtung und Freundschaft friedliebender Völker würdig zu 
erweisen und eines Tages einen ehrenvollen Platz unter den Mitgliedern der Vereinten Natio-
nen einzunehmen. 
Es liegt weder im Interesse des deutschen Volkes noch im Interesse des Weltfriedens, daß 
Deutschland eine Schachfigur oder ein Teilnehmer in einem militärischen Machtkampf zwi-
schen dem Osten und dem Westen wird. Zweimal in einer Generation haben der deutsche Mi-
litarismus und der Nazismus die Gebiete von Deutschlands Nachbarn verwüstet.  
Es ist nur recht und billig daß Deutschland sein Teil dazu beitragen soll, diese Verwüstungen 
wiedergutzumachen. Die meisten Opfer der Naziaggression waren vor dem Krieg weniger 
begütert als Deutschland. Deutschland darf nicht erwarten, daß diese Opfer ohne fremde Hilfe 
die Hauptkosten dieser Naziüberfälle tragen sollen. 
Die Vereinigten Staaten sind daher bereit, die in den Potsdamer Beschlüssen über die Entmili-
tarisierung und die Reparationen niedergelegten Grundsätze in vollem Umfange durchzufüh-
ren. Wenn Deutschland jedoch nicht in der in den Potsdamer Beschlüssen vorgesehenen und 
geforderten Weise als wirtschaftliche Einheit verwaltet wird, müßten an dem von der Alliier-
ten Kontrollkommission genehmigten Industrieniveau Änderungen vorgenommen werden. 
Die Grundlage der Potsdamer Beschlüsse war, daß im Rahmen eines kombinierten Entmilita-
risierungs- und Reparationsprogramms Deutschlands Kriegspotential durch Ausschaltung und 
Demontage seiner Kriegsindustrie und durch Verminderung und Beseitigung schwerindus-
trieller Anlagen herabgesetzt werden sollte.  
Es war vorgesehen, dies soweit durchzuführen, daß Deutschland ein Industriepotential belas-
sen bliebe, welches ihm die Aufrechterhaltung eines durchschnittlichen europäischen Lebens-
standards ohne Hilfe anderer Länder ermöglicht.  
Die auf diese Weise zu entfernenden Fabriken sollten als Reparationen an die Alliierten abge-
liefert werden. Die aus der russischen Zone zu entfernenden Fabriken sollten der Sowjetunion 
und Polen zufallen, während die aus den westlichen Zonen zu entfernenden Fabriken teilweise 
der Sowjetunion, in der Hauptsache jedoch den westlichen Alliierten zufallen sollten.  
Ferner wurde eine Aufteilung des deutschen Vermögens im Ausland unter den Alliierten vor-
gesehen. 
Nach langen Verhandlungen einigten sich die Alliierten über den Stand, auf den die haupt-
sächlichsten deutschen Industrien zwecks Durchführung der Potsdamer Beschlüsse herabge-
setzt werden sollten. 
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... Der Stand der Industrie, wie er festgesetzt worden ist, reicht nur aus, das deutsche Volk in 
die Lage zu versetzen, sich selbst zu versorgen und einen Lebensstandard aufrechtzuerhalten, 
der den durchschnittlichen Lebensverhältnissen in Europa annähernd gleichkommt. Dieser 
Grundsatz bedeutet erhebliche Härten für das deutsche Volk, aber er verlangt von ihm ledig-
lich, die Härten zu teilen, die der Angriff der Nazis dem Durchschnittseuropäer auferlegt hat. 
Dem deutschen Volk wurde jedoch nicht die Möglichkeit genommen, sein Los im Laufe der 
Jahre durch harte Arbeit zu verbessern. Eine industrielle Entwicklung und industrieller Fort-
schritt wurden ihm nicht verweigert. Gleich den Völkern anderer verwüsteter Länder sollte 
das deutsche Volk den Wiederanfang mit einer Friedenswirtschaft machen, die nicht imstande 
ist, ihm mehr als den durchschnittlichen europäischen Lebensstandard zu gewähren.  
Dabei sollte ihm nicht das Recht verwehrt werden, mögliche, aufgrund harter Arbeit und ein-
facher Lebensweise erworbene Ersparnisse für den Aufbau einer Industrie zu verwenden, die 
friedlichen Zwecken dient. 
Dieses war der Grundsatz der Reparationen, wie Präsident Truman ihm in Potsdam zuge-
stimmt hat. Die Vereinigten Staaten werden nicht ihre Zustimmung geben, daß Deutschland 
größere Reparationen leisten muß, als in den Potsdamer Beschlüssen vorgesehen wurde. 
Die Durchführung der Potsdamer Beschlüsse ist jedoch dadurch behindert worden, daß der 
Alliierte Kontrollrat nicht die notwendigen Maßnahmen getroffen hat, um es der deutschen 
Wirtschaft zu ermöglichen, als Wirtschaftseinheit zu arbeiten. Die notwendigen deutschen 
Zentralverwaltungskörper sind nicht geschaffen worden, obgleich die Potsdamer Beschlüsse 
sie ausdrücklich verlangten. ... 
Die Vereinigten Staaten sind der festen Überzeugung, daß Deutschland als Wirtschaftseinheit 
verwaltet werden muß und daß die Zonenschranken, soweit sie das Wirtschaftsleben und die 
wirtschaftliche Betätigung in Deutschland betreffen, vollständig fallen müssen. 
Die jetzigen Verhältnisse machen es in Deutschland unmöglich, den Stand der industriellen 
Erzeugung zu erreichen, auf den sich die Besatzungsmächte als absolutes Mindestmaß einer 
deutschen Friedenswirtschaft geeinigt hatten. Es ist klar, daß wir, wenn die Industrie auf den 
vereinbarten Stand gebracht werden soll, nicht weiterhin den freien Austausch von Waren, 
Personen und Ideen innerhalb Deutschlands einschränken können. Die Schranken zwischen 
den 4 Zonen Deutschlands sind weit schwieriger zu überwinden als die zwischen normalen 
unabhängigen Staaten.  
Die Zeit ist gekommen, wo die Zonengrenzen nur als Kennzeichnung der Gebiete angesehen 
werden sollten, die aus Sicherheitsgründen von den Streitkräften der Besatzungsmächte be-
setzt gehalten werden, und nicht als eine Kennzeichnung für in sich abgeschlossene oder poli-
tische Einheiten. ...  
Bis jetzt hat sich nur die britische Regierung bereit erklärt, mit ihrer Zone daran teilzunehmen. 
...  
Wir treten für die wirtschaftliche Vereinigung Deutschlands ein. Wenn eine völlige Vereini-
gung nicht erreicht werden kann, werden wir alles tun, was in unseren Kräften steht, um eine 
größtmögliche Vereinigung zu sichern. ...  
Nun ist es an auch der Zeit, die Grenzen des neuen Deutschlands festzusetzen. Österreich ist 
bereits als freies unabhängiges Land anerkannt worden. Seine zeitweilige und erzwungene 
Vereinigung mit Deutschland war für beide Länder kein glücklicher Zustand, und die Verei-
nigten Staaten sind überzeugt, daß es im Interesse beider Länder und des Friedens für Europa 
liegt, wenn jedes seinen eigenen Weg geht. 
In Potsdam wurden, vorbehaltlich einer endgültigen Entscheidung durch die Friedenskonfe-
renz, bestimmte Gebiete, die einen Teil Deutschlands bildeten, vorläufig der Sowjetunion und 
Polen zugewiesen. Damals waren diese Gebiete von der Sowjetarmee und von der polnischen 
Armee besetzt. Es wurde uns gesagt, daß die Deutschen aus diesen Gebieten in großer Zahl 
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flüchteten und daß es im Hinblick auf die durch den Krieg hervorgerufenen Gefühle tatsäch-
lich schwierig sein würde, das wirtschaftliche Leben dieser Gebiete wieder in Gang zu brin-
gen, wenn diese nicht als integrale Bestandteile der Sowjetunion bzw. Polens verwaltet wür-
den. 
Die Staatsoberhäupter erklärten sich damit einverstanden, bei den Friedensregelungen den 
Vorschlag hinsichtlich der endgültigen Übertragung der Stadt Königsberg und des anliegen-
den Gebietes an die Sowjetunion zu unterstützen. Sofern die sowjetische Regierung ihre Auf-
fassung diesbezüglich nicht ändert, werden wir an diesem Abkommen festhalten.  
Was Schlesien und andere ostdeutsche Gebiete anbetrifft, so fand die zur Verwaltungszwek-
ken erfolgte Übergabe dieses Gebietes durch Rußland an Polen vor der Potsdamer Zusam-
menkunft statt. Die Staatsoberhäupter stimmten zu, daß Schlesien und andere ostdeutsche Ge-
biete bis zur endgültigen Festlegung der polnischen Westgrenze durch den polnischen Staat 
verwaltet und zu diesem Zweck nicht als Teil der russischen Besatzungszone in Deutschland 
angesehen werden sollten. Wie aus dem Protokoll der Potsdamer Konferenz hervorgeht, einig-
ten sich die Staatsoberhäupter jedoch dahingehend, die Abtretung eines bestimmten Gebietes 
zu unterstützen. 
Rußland und Polen haben schwer durch Hitlers einfallende Armeen gelitten. Durch das Ab-
kommen von Jalta hat Polen an Rußland das Gebiet östlich der Curzon-Linie abgetreten. Po-
len hat dafür eine Revision seiner nördlichen und westlichen Grenzen verlangt. Die Vereinig-
ten Staaten werden eine Revision dieser Grenzen zugunsten Polens unterstützen. Der Umfang 
des an Polen abzutretenden Gebietes kann jedoch erst entschieden werden, wenn das endgül-
tige Abkommen darüber getroffen ist. 
Die Vereinigten Staaten finden, daß Frankreich, in welches Deutschland innerhalb von 70 Jah-
ren dreimal eingefallen ist, seinen Anspruch auf das Saargebiet, dessen Wirtschaft mit Frank-
reich eng verbunden ist, nicht verweigern können. Natürlich müßte Frankreich, wenn ihm das 
Saargebiet eingegliedert wird, seine Reparationsansprüche an Deutschland entsprechend än-
dern. 
Von diesen Veränderungen abgesehen, werden die Vereinigten Staaten keine Eingriffe in un-
bestritten deutsches Gebiet oder eine Aufteilung Deutschlands, die nicht dem echten Willen 
der Bevölkerung entspricht, unterstützen. Soweit den Vereinigten Staaten bekannt ist, wünscht 
die Bevölkerung des Ruhrgebietes und des Rheinlandes mit dem übrigen Deutschland verei-
nigt zu bleiben, und die Vereinigten Staaten werden sich diesem Wunsch nicht widersetzen. 
...<< 
16.09.1946 
Außenminister Molotow bestätigt am 16. September 1946 nochmals die "neue deutsche Ost-
grenze" (x156/37-39): >>In seiner Stuttgarter Rede am 6. September sagte Herr Byrnes, daß 
die Häupter der Regierungen der Vereinigten Staaten von Amerika, Großbritanniens und der 
Sowjetunion auf der Berliner (Potsdamer) Konferenz übereingekommen sind, Schlesien und 
andere ehemalige deutsche Ostgebiete Deutschlands der Verwaltung des polnischen Staates zu 
unterstellen, jedoch nicht die Entscheidung getroffen haben, bei der Friedensregulierung die 
Übergabe eines konkreten Gebietes zu unterstützen, und daß der Umfang des Gebietes, das 
Polen übergeben werden wird, in der endgültigen Regelung bestimmt werden muß.  
Man muß zugeben, daß eine derartige Erklärung Zweifel über die Dauerhaftigkeit der jetzigen 
Westgrenzen Polens hervorrufen kann und daß man daher nicht unterlassen kann, dazu Stel-
lung zu nehmen.  
In diesem Zusammenhang muß man auf einige Tatsachen eingehen. Vor allem muß an das 
erinnert werden, was die Berliner Konferenz beschlossen hat. Bekanntlich kamen die Häupter 
der 3 Regierungen auf dieser (Potsdamer) Konferenz überein, daß die ehemaligen deutschen 
Gebiete östlich von Swinemünde, der Oder und der West-Neiße unter der Verwaltung des 
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polnischen Staates stehen müssen und daß die endgültige Bestimmung der Westgrenze Polens 
bis zur Friedenskonferenz aufgeschoben werden muß. 
Diese Entscheidung war nur eine Entscheidung der Krimer Dreimächte-Konferenz, die ein 
halbes Jahr früher anerkannt hatte, daß Polen eine wesentliche Gebietsvergrößerung im Nor-
den und Westen erhalten muß.  
Somit brachte die Berliner Konferenz lediglich das in Erfüllung, was noch mit der Beteiligung 
Roosevelts in Aussicht genommen worden war, und ihre Entscheidung kann keineswegs als 
eine zufällige, unter dem Einfluß vorübergehender Umstände getroffene Entscheidung be-
trachtet werden. Im Gegenteil, der Beschluß über die Verlegung der polnischen Westgrenze an 
die Oder und West-Neiße wurde nach langer Erörterung getroffen, an der sich auch Vertreter 
der polnischen Regierung beteiligten. Es ist noch hinzuzufügen, daß auch die französische 
Regierung dieser Entscheidung zustimmte. 
Welche große Bedeutung die Berliner Konferenz ihrer Entscheidung hinsichtlich der neuen 
Westgrenze beimaß, ist aus folgendem ersichtlich: Auf dieser Konferenz wurde auch eine an-
dere Entscheidung getroffen, nämlich die Überführung der deutschen Bevölkerung aus diesem 
Gebiet, das Polen übergeben wurde, nach Deutschland. Da dies alles bekanntgegeben wurde, 
ergibt es sich, auf die Einzelheiten einzugehen. Die Entscheidungen der Berliner Konferenz 
sind keineswegs nur auf dem Papier geblieben. Gleich nach der Berliner Konferenz begann 
man, sie in die Tat umzusetzen. 
Es ist schon über ein Jahr her, daß die Westgrenze Polens auf der Linie Swinemünde – Oder - 
Westneiße liegt. Die Verwaltung des gesamten Gebietes östlich dieser Linie liegt schon das 
zweite Jahre in der Hand der polnischen Regierung.  
Schon am 20. November 1945 legte der Kontrollrat in Deutschland den Plan der Aussiedlung 
der deutschen Bevölkerung aus Polen fest. Gemäß diesem Plan schritt man dazu, 3,5 Millio-
nen Deutsche aus Polen in die sowjetische und britische Besatzungszone Deutschlands zu 
übersiedeln. Im Laufe der gesamten folgenden Zeitspanne nahm diese Übersiedlung ohne Un-
terbrechung bis auf den heutigen Tag ihren Fortgang. 2,5 Millionen Deutsche sind bereits aus 
Polen auf den Boden Deutschlands übergesiedelt, wobei mehr als die Hälfte in die britische 
Zone versetzt wurde. Statt der ausgesiedelten Deutschen werden dort Polen aus anderen Ge-
bieten Polens angesiedelt. 
All das ist den Vertretern der Vereinigten Staaten von Amerika wie auch den Vertretern ande-
rer Länder sehr wohl bekannt. Aus den angeführten Tatsachen ist ersichtlich, welch ernstliche 
Bedeutung die Regierungen der Vereinigten Staaten, Großbritanniens und der Sowjetunion 
der Entscheidung betreffs Verlegung der Westgrenzen Polens beimaßen und daß sie keines-
wegs davon ausgingen, diese Entscheidung in Zukunft einer Revision unterziehen zu lassen. 
Der Hinweis darauf, daß die Berliner Konferenz es für nötig erkannt habe, die endgültige 
Festsetzung der Westgrenze Polens bis zur Friedenskonferenz aufzuschieben, ist natürlich 
richtig. Formal verhält es sich auch wirklich so.  
Was aber den Kern der Sache anbelangt, so haben die Regierungen ihre Meinung über die zu-
künftige Westgrenze geäußert, indem sie Schlesien und die obengenannten Gebiete der Ver-
waltung der polnischen Regierung unterstellten und außerdem den Plan betreffs Aussiedlung 
der Deutschen aus diesen Gebieten annahmen.  
Wem könnte es einfallen, daß diese Aussiedlungen der Deutschen lediglich als zeitweiliges 
Experiment unternommen wurde?  
Wer die Entscheidung traf, daß die Deutschen ausgesiedelt werden sollen, damit sogleich Po-
len aus anderen Gebieten Polens ansiedeln, kann nicht nach einiger Zeit die Durchführung 
entgegengesetzter Maßnahmen vorschlagen. Selbst der Gedanke, daß mit Millionen Menschen 
derartige Experimente unternommen werden könnten, ist an sich unwahrscheinlich, abgesehen 
davon, daß dies eine Grausamkeit sowohl gegen die Polen als auch gegen die Deutschen wäre.  
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All das zeugt davon, daß der von Truman, Attlee und Stalin unterzeichnete Beschluß der Ber-
liner Konferenz die Westgrenzen Polens bereits bestimmt hat und lediglich seiner Formulie-
rung auf der künftigen internationalen Konferenz über den Friedensvertrag mit Deutschland 
harrt. ... 
Einzelne Formulierungen in der Rede des Herrn Byrnes über die Westgrenzen Polens können 
zwar diese oder jene Zweifel betr. der Beständigkeit der Haltung gewisser amerikanischer 
Kreise hervorrufen, doch ist es andererseits vollkommen klar, daß solche Fragen nicht der Ge-
genstand irgendwelcher vorübergehender politischer Kalkulation sein können.  
Den historischen Beschluß der Berliner Konferenz kann niemand erschüttern. Die Tatsachen 
zeugen davon, daß dies jetzt schon einfach unmöglich wäre.  
Das ist der Standpunkt der Sowjetunion. ...<< 
16.10.1946   
Wilhelm Pieck (SED-Vorsitzender) lehnt die Anerkennung der Oder-Neiße-Linie am 16. Ok-
tober 1946 strikt ab (x009/313): >>Wir werden alles tun, damit bei den Alliierten die Grenz-
fragen nachgeprüft und eine ernste Korrektur an der jetzt bestehenden Ostgrenze vorgenom-
men wird.<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die Oder-Neiße-
Linie (x009/313): >>Die Demarkationslinie zwischen der SBZ und den unter polnischer Ver-
waltung stehenden deutschen Ostgebieten verläuft von der Ostsee unmittelbar westlich Swi-
nemünde an der Oder entlang bis zur Mündung der Lausitzer Neiße und folgt dem Lauf der 
Neiße bis zur tschechoslowakischen Grenze.  
Im Februar 1945 wurde auf der Krim-Konferenz von Roosevelt, Churchill und Stalin eine 
Entschädigung Polens für die von der Sowjetunion annektierten polnischen Ostgebiete auf 
Kosten Deutschlands anerkannt, ohne das Vereinbarungen über den Umfang des Gebietes ge-
troffen worden wären.  
Nach Abschnitt IX des Potsdamer Abkommens wurde die diesbezügliche Meinung der Provi-
sorischen Polnischen Regierung lediglich "geprüft", doch "bekräftigten die Häupter der 3 Re-
gierungen die Auffassung, daß die endgültige Festlegung der Westgrenze Polens bis zur Frie-
denskonferenz zurückgestellt werden solle". Ferner ergab die Potsdamer Konferenz darin 
Übereinstimmung, daß die in Frage stehenden deutschen Gebiete "unter die Verwaltung des 
polnischen Staates kommen und in dieser Hinsicht nicht als Teil der sowjetischen Besat-
zungszone in Deutschland betrachtet werden sollen".  
In der Folgezeit wurde von seiten der Westmächte bei jedem diplomatischen Anlaß der vor-
läufige Charakter der Oder-Neiße-Linie betont, während Polen und die Sowjetunion die Ver-
einbarungen des Potsdamer Abkommens als endgültige Regelung betrachteten. Polen paßte 
den Verwaltungs- und Wirtschaftsaufbau den polnischen Verhältnissen an und begann mit 
einer (bis heute allerdings erst teilweise durchgeführten) polnischen Besiedlung der deutschen 
Gebiete.  
Die Haltung der SED wandelte sich gegenüber der Oder-Neiße-Linie im Laufe der Zeit nach 
den sowjetischen Wünschen bis zur Anerkennung als endgültige "Staatsgrenze".<< 
22.10.1946 
Der britische Außenminister Bevin stellt vor dem Unterhaus fest, daß die Oder-Neiße-Grenze 
noch nicht endgültig ist (x028/180): >>Was die polnische Grenze angeht, will ich nicht ver-
hehlen, daß wir in Potsdam erst nach langem Zögern mit den umfassenden Veränderungen 
einverstanden waren, auf denen unsere russischen Verbündeten bestanden. ...  
Wir möchten auch unbedingt wissen, ob die Polen imstande sind, das Gebiet zu entwickeln, 
damit die wirtschaftlichen Ressourcen (Hilfsmittel) angemessen genutzt werden, so daß hier 
nicht eine Ödnis entsteht, aus der die Deutschen ausgeschlossen worden sind, die aber von 
den Polen nicht bevölkert werden kann.<<  
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25.10.1946 
Ein britischer Beamter des Foreign Office notiert am 25. Oktober 1946 (x020/78): >>... Je 
mehr wir im Falle einer Teilung Deutschlands von Deutschland haben, um so besser.  
Ostdeutschland ist dann zumindest im Verhältnis kleiner. Selbst wenn Deutschland nicht ge-
teilt werden sollte, wird die Oder-Neiße-Grenze es den Russen sehr viel schwerer machen, 
sich der vollen Unterstützung der Deutschen zu versichern.  
Nicht daß die Deutschen jemals den Verlust von Ostpreußen, Danzig und Oberschlesien ver-
gessen werden, daß die Deutschen niemals zufrieden sein werden. Aber wenn wir wirklich der 
Gefahr gegenwärtig sein müssen, daß die Russen die Sympathien eines geeinten Deutschlands 
gewinnen könnten, dann ist die Oder-Neiße-Grenze für sie eine schwer zu überwindende Bar-
riere.<< 
29.10.1946   
Der Alliierte Kontrollrat erleichtert den Interzonenverkehr und führt den Interzonenpaß ein. 
01.11.1946 
Die britische Militärregierung gründet das Land Niedersachsen.  
Das Land besteht aus den alten Ländern und Provinzen Braunschweig, Oldenburg, Schaum-
burg-Lippe und Hannover. 
02.12.1946   
Die Außenminister Byrnes (USA) und Bevin (England) unterzeichnen ein Abkommen über 
die wirtschaftliche Vereinigung ihrer Besatzungszonen. 
22.12.1946 
Das Saarland wird in den französischen Zoll- und Wirtschaftsraum eingegliedert. 
31.12.1946   
Von den bis Ende 1946 in den deutschen Ostgebieten angesiedelten Polen stammen rd. 1,4 
Millionen aus dem an Rußland abgetretenen Ostpolen, 237.000 sind repatriierte polnische 
Displaced Persons aus Mittel- und Westeuropa, und ca. 1.950.000 hat man aus Zentralpolen 
und aus den südpolnischen Wojewodschaften umgesiedelt (x001/119E). 
Nach polnischen Angaben liegen im Jahre 1946 in den ehemaligen deutschen Ostgebieten 
noch 63,3 % der landwirtschaftlichen Nutzfläche brach (x001/118E). 
01.01.1947 
Die nordamerikanische und die britische Besatzungszone werden zu einem Wirtschaftsgebiet 
vereinigt (sog. "Bizone").  
Konrad Adenauer erklärt am 1. Januar 1947 in einem CDU-Aufruf, daß kein christlich-demo-
kratischer Politiker einen Friedensvertrag unterschreiben werde, in dem man die Oder-Neiße-
Linie anerkennen müßte (x111/269). 
07.01.1947 
Konrad Adenauer schreibt am 7. Januar 1947 (x095/60-61): >>... Sie fragen mich nach meiner 
Ansicht über die Zukunft des deutschen Ostens.  
Es hat den Anschein, als ob zwischen den angelsächsischen Mächten und Rußland eine Ver-
ständigung dahingehend stattgefunden hat, daß die letzteren die Oder-Neiße-Linie anerkennen 
und daß dafür die Russen die wirtschaftliche Vereinigung des Restes ihrer Zone mit den übri-
gen Zonen einwilligen.  
Meinen Standpunkt dazu habe ich in einer Neujahrsbotschaft an die CDU der britischen Zone 
bekanntgegeben. Ich habe darin gesagt: Kein Angehöriger der CDU werde m.E. einen Frie-
densvertrag unterschreiben, der die Oder-Neiße-Linie enthalte.  
Was die fernere Zukunft bringen wird, das steht ganz dahin. Kein Mensch kann es wissen. 
Uns bleibt mur eins übrig: alles zu tun, was in unseren Kräften steht, um die gesunden und 
wertvollen Eigenschaften unseres Volkes zu erhalten und weiter zu entwickeln. ...<< 
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11.01.1947 
Der französische Politiker Maurice Schumann erklärt am 11. Januar 1947 während einer Rede 
in Nordamerika (x156/52-54): >>Was ist unser Ziel? Und was ist Ihr Ziel? ...  
Wir wollen verhindern, daß Europa wieder zum Schlachtfeld und Frankreich wieder zum 
Friedhof wird, auf dem Tausende Ihrer Söhne - wie ihre Väter und Großväter - Seite an Seite 
mit den Söhnen Frankreichs begraben liegen würden.  
Um dieses Ziel zu erreichen, müssen wir ein Europa aufbauen und dann Deutschland in dieses 
Europa hineinbauen - wir sind die ersten, die für eine solche Entwicklung eintreten würden. 
Aber andererseits dürfen wir nicht versuchen, Europa um Deutschland herum aufzubauen. 
Denn dann würde es, wie uns die bittere Erfahrung gelehrt hat, kein Europa und damit keinen 
Frieden geben. Aufstellung und Befolgung dieser Reihenfolge im Verfahren hängen von den 
Vereinigten Staaten ab. ... 
Erstens: der Friedensvertrag muß die Wiedererrichtung eines stark zentralisierten Reichs un-
möglich machen. Wenn in der Hauptstadt dieses zukünftigen Reichs ein von ganz Deutsch-
land in allgemeiner Wahl gewählter Reichstag sitzen sollte, so gäbe es nichts, was diese sou-
veräne Körperschaft daran hindern könnte, wieder einen Bismarckschen Staat zu schaffen. 
Wenn wir dagegen einen lebensfähigen Bundesstaat aus Deutschland machen wollen, müßten 
alle Mitgliedstaaten Wirtschaftseinheiten von ausreichender Stärke darstellen und eine eigene, 
den Eigenarten des Gebietes oder der Provinz angepaßte Verfassung haben und dann müßte 
jedes Land eine Anzahl von Vertretern in den Bundesrat abordnen. 
Diese aus Provinzparlamenten gewählte Versammlung würde ihrerseits die Bundesregierung 
bestimmen, deren Befugnisse streng auf wirtschaftliche und diplomatische internationale Be-
ziehungen begrenzt sein müßten. Es würde keinen Staatschef geben. Aber einer der Minister 
könnte in jährlichem Turnus jeweils die Funktion des Präsidenten ausüben. Diesen Grundsät-
zen, die in den Friedensvertrag aufzunehmen wären, sollte die zukünftige Verfassung des 
Reichs entsprechen. 
Zweitens: es genügt ein Blick auf die Landkarte des heutigen Europa und auf die verschiede-
nen darauf verzeichneten de-facto-Grenzen, um zu verstehen, daß im Friedensvertrag keine 
allgemeine Festsetzung der Besetzungszeit enthalten sein sollte, vor allem nicht für das Rhein-
land. Wenn die besetzten Westgebiete bald oder nach einer jetzt festgelegten Zeitspanne ge-
räumt würden, würde sich der Mangel an Gleichgewicht unter dem Europa schon jetzt leidet, 
noch ungemein verschärfen, wie jedermann leicht verstehen kann.  
Nur in dem Maße, wie dieses Gleichgewicht zwischen Ost und West wiederhergestellt und 
das neue föderalistische und demokratische Deutschland wirklich fest begründet ist, sollten 
die Besatzungsmächte - und nur sie allein - entscheiden, wann und wie sie ihre Truppen zu-
rückziehen. 
... Das bedeutet, daß die großen Schätze, die der deutsche Boden birgt, zum Wohle der ganzen 
europäischen Gemeinschaft einschließlich Deutschlands ausgenutzt werden sollten, anstatt 
von Deutschland gegen die europäische Gemeinschaft ausgebeutet zu werden wie bisher.  
Sie wissen, daß Frankreich das einzige Land in Europa ist, dessen Bergwerke heute ebensoviel 
und mehr Kohle fördern als vor dem Krieg. ... Aber selbst vor dem Krieg, als wir nicht so 
furchtbar verwüstetes Land wiederaufzubauen hatten, mußten wir jährlich etwa 20 Millionen 
Tonnen Kohle einführen. Heute hätten wir ohne die amerikanischen Lieferungen trotz der he-
roischen Leistungen unserer Arbeiter nicht einmal genug Kohle, um unsere Fabriken in Be-
trieb zu halten. Unsere Privathäuser sind natürlich fast gänzlich ohne Heizung, so streng der 
Winter auch sein mag. 
Ich brauche nicht zu erwähnen, daß wir sehr dankbar für die amerikanischen Lieferungen sind. 
Aber es ist gerecht und vernünftig, daß Sie nun verpflichtet sein sollten, uns Kohlen zu schik-
ken, und daß das Leben Frankreichs von Monat zu Monat davon abhängig sein soll, was Sie 
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uns schicken können, während das Ruhrgebiet vor unseren Toren liegt?  
Wenn ich dies Frage auf die moralische Ebene bringen sollte, hätte ich das Recht zu sagen: 
Wenn es sein muß, daß die Lebensinteressen eines von uns beiden durch den Kohlenmangel 
leiden müssen, dann sollte Deutschland an erster Stelle leiden und dann erst Frankreich. Denn 
eine solche Reihenfolge wäre für Deutschland der einzig konkrete Weg, zur Wiedergutma-
chung dessen beizutragen, was es zerstört hat oder was durch seine Schuld zerstört wurde.  
Aber – um auf der politischen Ebene zu bleiben – ich glaube, ich habe Ihnen die logische 
Entwicklung unserer These gezeigt: Um eine europäische Gemeinschaft zu schaffen, müssen 
die Hilfsquellen, die bisher nur zur Kriegsvorbereitung benutzt wurden, neutralisiert und für 
ganz Europa ausgebeutet werden anstatt für Deutschland allein. Eine solche Verteilung ist 
unmöglich, ja sogar unvorstellbar, wenn nicht die Hauptquellen, nämlich die des Ruhrgebie-
tes, einer internationalen Behörde unterstellt werden. 
Es dürfte schwierig sein, dieses Argument zu widerlegen. Aber wenn Sie mir gestatten, ganz 
offen zu sein, so möchte ich sagen, ich habe den Eindruck, daß gewisse wohlmeinende Leute 
gegen die Errichtung einer internationalen Behörde für das Ruhrgebiet sind, weil sie darin 
eine Möglichkeit sehen, die Sowjet-Union nach dem Westen hineinzuziehen. "Die Sowjets 
sind schon jetzt an der Oder und an der Spree", sagte einer meiner englischen Bekannten neu-
lich zu mir, "warum müßt Ihr sie auch noch an den Rhein holen?"...  
Es ist klar, daß es ohne eine internationale Kontrolle des Ruhrgebiets keine deutsche Entwaff-
nung gibt. Es ist ebenfalls klar, daß alles, was die deutsche Abrüstung betrifft, von unmittelba-
rem Interesse für die Sowjetunion ebenso wie für Frankreich ist, da sie zweimal innerhalb von 
25 Jahren eine Invasion erlebte, durch die Gebiete wie die Ukraine, die so groß wie ganz 
Frankreich ist, ausgebrannt, geplündert und verwüstet worden sind.  
Eine Beteiligung der Sowjetunion an der internationalen Kontrolle des Ruhrgebietes wäre also 
vollkommen zu rechtfertigen. Diese Beweisführung kann aber auch umgekehrt werden; wenn 
es fair ist, daß die Sowjetunion sich mit uns am Ruhrgebiet und Rheinland beteiligt, wäre es 
ebenso fair, daß wir mit den Sowjets an den Produktionen Schlesiens, Sachsens und des Do-
naugebiets teilhaben. ...<< 
18.01.1947 
Der CDU-Politiker Konrad Adenauer schreibt an den ehemaligen Reichsinnenminister Wil-
helm Sollmann (x111/275): >>... Die Befreiung ist eine grausame und harte Enttäuschung. 
Wenn nicht ein Wunder geschieht, geht das deutsche Volk zugrunde, langsam aber sicher! 
...<<   
22.01.1947   
Die nordamerikanische und die britische Militärregierung einigen sich über die Gründung des 
Landes Bremen.  
Bremen, Wesermünde und Bremerhaven werden am 22. Januar 1945 als eigenständiges Land 
Bremen gegründet und Bestandteil der US-Zone.  
28.01.1947 
Dr. Kurt Schumacher (1895-1952, von 1946-52 SPD-Vorsitzender) lehnt am 28. Januar 1947 
die Anerkennung der Oder-Neiße-Linie entschieden ab (x111/277): >>Ein Friedensvertrag, 
der die in Potsdam provisorisch als die Ostgrenze Deutschlands festgelegte deutsch-polnische 
Grenze als endgültig erklären würde, kann nicht unterzeichnet werden.  
Es muß der Versuch unternommen werden, um jeden Preis so viel Territorium wie möglich 
östlich der Oder und Neiße zu gewinnen.  
Wir anerkennen unsere Pflicht, Reparationen zu zahlen, aber die deutsche Zahlungsfähigkeit 
muß berücksichtigt werden. Zuerst muß die deutsche Wirtschaft wieder hergestellt werden, 
erst nachher sind Reparationszahlungen möglich.<< 
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25.02.1947   
Der Alliierte Kontrollrat führt am 25. Februar 1947 die Liquidierung des preußischen Staates - 
Kontrollratsgesetz Nr. 46 - durch (x056/33): >>Der Staat Preußen, der seit jeher Träger des 
Militarismus und der Reaktion in Deutschland gewesen ist, hat in Wirklichkeit zu bestehen 
aufgehört.  
Geleitet von dem Interesse an der Aufrechterhaltung des Friedens ... (bestimmt) der Kontroll-
rat ... Art, I: Der Staat Preußen, seine Zentralregierung und alle nachgeordneten Behörden 
werden hiermit aufgelöst. ...<<  
Die Besatzungsmächte erlassen damals ein völkerrechtswidriges Gesetz, denn bei dieser will-
kürlichen Auflösung Preußens handelt es sich eindeutig um einen Verstoß gegen die Haager 
Landkriegsordnung (x063/635). 
09.03.1947 
Der SED-Politiker Otto Grotewohl erklärt am 9. März 1947 während einer KPD-Ver-
sammlung in Frankfurt (x039/230): >>Die SED billige die Grenzziehung im Osten ebenso 
wenig, wie sie sich mit einer geplanten Neuregelung der Grenzen im Westen abfinden wür-
de.<<  
12.03.1947   
US-Präsident Truman verkündet am 12. März 1947, die kommunistische Bedrohung mit wirt-
schaftlichen Mitteln zu bekämpfen ("Truman-Doktrin").  
Truman erklärt am 12. März 1947 vor dem nordamerikanischen Kongreß (x156/39, x073/-
226): >>Eins der ersten Ziele der Außenpolitik der Vereinigten Staaten ist es, Bedingungen zu 
schaffen, unter denen wir und andere Nationen uns ein Leben aufbauen können, das frei von 
Zwang ist. Das war ein grundlegender Faktor im Krieg gegen Deutschland und Japan. Wir 
überwanden mit unserem Sieg Länder, die anderen Ländern ihren Willen und ihre Lebenswei-
se aufzwingen wollten. ...  
In einer Anzahl von Ländern waren den Völkern kürzlich gegen ihren Willen totalitäre Re-
gimes aufgezwungen worden. Die Regierung der Vereinigten Staaten hat mehrfach gegen 
Zwang und Einschüchterung bei der Verletzung des Jalta-Abkommens in Polen, Rumänien 
und Bulgarien protestiert.  
Und weiter muß ich feststellen, daß in einer Anzahl anderer Staaten ähnliche Entwicklungen 
stattgefunden haben. Im gegenwärtigen Abschnitt der Weltgeschichte muß fast jede Nation 
ihre Wahl in bezug auf ihre Lebensweise treffen. Nur allzuoft ist es keine freie Wahl. 
Die eine Lebensweise gründet sich auf den Willen der Mehrheit und zeichnet sich durch freie 
Einrichtungen, freie Wahlen, Garantie der individuellen Freiheit, Rede- und Religionsfreiheit 
und Freiheit vor politischer Unterdrückung aus. 
Die zweite Lebensweise gründet sich auf den Willen einer Minderheit, der der Mehrheit auf-
gezwungen wird. Terror und Unterdrückung, kontrollierte Presse und Rundfunk, fingierte 
Wahlen und Unterdrückung der persönlichen Freiheiten sind ihre Kennzeichen. ...<< 
>>... Ich bin der Ansicht, daß es die Politik der Vereinigten Staaten sein muß, die freien Völ-
ker zu unterstützen, die sich der Unterwerfung durch bewaffnete Minderheiten oder durch 
Druck von außen widersetzen. ...  
Ich bin der Ansicht, daß unsere Hilfe in erster Linie in Form von wirtschaftlicher und finan-
zieller Unterstützung gegeben werden sollte, die für eine wirtschaftliche Stabilität und geord-
nete politische Vorgänge wesentlich ist. ...  
Wir müssen diese Hoffnung am Leben erhalten. Die freien Völker der Erde blicken auf uns 
und erwarten, daß wir sie in der Erhaltung der Freiheit unterstützen. ...<< 
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13.03.1947 
Wilhelm Pieck dementiert angebliche Äußerungen des SED-Vorsitzenden Ackermann über 
die Anerkennung der Oder-Neiße-Linie und betont, daß die SED nach wie vor jede Grenzver-
legung ablehnt (x039/230). 
18.03.1947   
Eine nordamerikanische Studiengruppe, die unter Leitung des ehemaligen US-Präsidenten 
Herbert Hoover (1874-1964) Anfang 1947 durch Westdeutschland und Europa gereist ist, 
veröffentlicht am 18. März 1947 einen Bericht über die unzureichende Verpflegung in West-
deutschland. 
Der Hoover-Bericht fordert in erster Linie wirtschaftliche Aufbauhilfen für Deutschland und 
Europa (x069/208, x114/2.166, x021/473, x073/225): >>... Mehr als die Hälfte der Kinder 
und Jugendlichen, sowie ein beträchtlicher Teil der Normalverbraucher sind in erbärmlicher 
Verfassung und leben nicht nur weit, sondern in gefährlichem Ausmaß schlechter als die 
Nachbarvölker im Westen. ...<< 
>>... Es mag für den amerikanischen Steuerzahler ein schwerer Schlag sein, daß wir, die wir 
den Krieg gegen Deutschland gewonnen haben, nun für einige Jahre hohe Ausgaben für die 
Unterstützung dieses Volkes tragen müssen. Es ist in der Tat in der Geschichte der Mensch-
heit etwas Neues, daß der Sieger dies übernimmt. ... 
Dieses Volk ist – in seinen Lebensmitteln, in seiner Heizung und seiner Unterkunft – auf den 
niedrigsten Stand gesunken, der seit hundert Jahren in der Geschichte des Westens bekannt 
ist. Wenn die westliche Zivilisation in Europa weiterleben soll, dann muß sie auch in Deutsch-
land weiterleben. ...<< 
>>... Europas Produktivität kann nicht wiederhergestellt werden, solange Deutschland nicht 
wiederaufgerichtet wird. ... Und es darf weder eine Abtrennung der Ruhr oder des Rheinlan-
des von Deutschland noch ein gesondertes Regime für diese Gebiete geben, ... weil sie das 
Herz der deutschen Industriewirtschaft sind. ...<< 
>>... Es gibt nur einen Weg, der zur Gesundung Europas führt, nämlich die Erhöhung der 
Produktion. Die gesamte Wirtschaft Europas ist mit der deutschen Wirtschaft durch den Aus-
tausch von Rohstoff und Fertigwaren eng verkettet. Die Produktionsfähigkeit Europas kann 
nicht wiederhergestellt werden, ohne daß Deutschland in die Lage versetzt wird, zu dieser 
Produktivität beizutragen. ...  
Es ist eine amerikanische Politik angekündigt worden, die die Grenzen der westlichen Zivili-
sation verteidigen soll. Die wichtigsten dieser Grenzen sind die deutschen und japanischen. 
Wenn diese verloren gehen, sind ganz Europa und der ganze Ferne Osten verloren. ...<< 
19.04.1947 
Die britische Wochenzeitschrift "The Economist" kritisiert am 19. April 1947 in einem Leitar-
tikel die "historische Ausstellung" der Polen, in der man die polnischen Westgebiete als "ur-
polnische Gebiete" darstellt (x028/187): >>Die Ausstellung über Polens Westgrenze, die in 
der Abteilung für slawische Studien stattfindet und von einem Mitglied des Abteilungsvor-
stands eröffnet wurde, gehört zu einem offiziellen polnischen Unterfangen, die schlichte Tat-
sache zu leugnen, daß die Oder-Neiße-Linie Polen nur als Entschädigung für die sowjetischen 
Annexionen der östlichen Provinzen eingeräumt wurde, und um völlig unhaltbare ethnische 
Behauptungen durchzupauken. ...<< 
30.04.1947 
Außenminister George Marshall beauftragt den Diplomaten Georg F. Kennan, einen Aus-
schuß für den wirtschaftlichen Wiederaufbau Europas zu bilden, um geeignete Vorschläge 
und Hilfsmaßnahmen zu erarbeiten ("Geburtsstunde des Marshall-Planes"). 
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03.05.1947 
Die britische Wochenzeitschrift "The Economist" kritisiert am 3. Mai 1947 in einem Leitarti-
kel eine "historische Ausstellung" über die polnischen Westgebiete (x028/187): >>... Die Po-
len wären gut beraten, in ihrem eigenen Interesse das Gerede vom mittelalterlichen slawischen 
Szczecin (das für die meisten Englisch Sprechenden immer noch Stettin heißt) fallenzulassen 
und ihre Sache, wie sie nun einmal geworden ist, auf dem Handel beruhen lassen, der nun 
wirklich durch das politische Tauziehen der Großmächte 1945 zustandekam und von Ethno-
graphie so weit entfernt ist, wie von historischer oder irgendeiner anderen Gerechtigkeit. ...<< 
09.05.1947 
Außenminister Marshall informiert US-Botschafter Arthur Lane über die Gründe, die zur vor-
läufigen Festlegung der Oder-Neiße-Linie führten (x028/184): >>Der Präsident ist in Potsdam 
gezwungen gewesen, einer Regelung zuzustimmen, die ihm sehr unangenehm war.  
Damals hatten ja die Russen das Territorium in der Hand. Sie hatten absichtlich den Sinn der 
erreichten Übereinstimmung verzerrt, doch wie die Notizen und Erklärungen der Konferenz-
teilnehmer klar beweisen, haben wir nicht in eine definitive Grenzziehung eingewilligt.<< 
22.05.1947   
In der "Iswestija" wird der britische Außenminister Bevin kritisiert (x028/185): >>Bevin ver-
suchte, das bekanntlich sinnlose Argument vorzubringen, daß die Frage von Polens Westgren-
ze nicht geregelt sei und daß es sich dabei um eine Form von "Entschädigung" und nicht um 
eine Rückkehr alten polnischen Landes handelte.  
Auch hier haben wir es mit dem offensichtlichen Versuch zu tun, das Potsdamer Abkommen 
zu revidieren und gewisse Zusagen zu umgehen, die sich aus dem Abkommen herleiten.  
Die Frage von Polens Westgrenze ist ein für allemal geregelt worden und nicht mehr Gegen-
stand irgendeiner Revision.<< 
05.06.1947 
Nachdem Stalin in allen befreiten bzw. besetzten Ländern kommunistische Diktaturen errich-
tet hat, beginnt ab 1947 die nordamerikanische Eindämmungspolitik ("Truman Doktrin"), um 
ein weiteres Vordringen der UdSSR zu verhindern.  
US-Außenminister George C. Marshall (1880-1959, Verfasser der "Truman-Doktrin = wirt-
schaftliche Hilfe - Waren und Kredite - für nichtkommunistische Länder) stellt am 5. Juni 
1947 das nordamerikanische Hilfsprogramm für Europa "ERP = European Recovery Pro-
gramm" an der Harvard-Universität vor (x058/379). 
Der Marshall-Plan (wirtschaftliche und finanzielle Hilfsaktion für westeuropäische Staaten) 
soll vor allem den Wiederaufbau der westeuropäischen Wirtschaft unterstützen und den Ex-
pansionsdrang des Stalinismus stoppen bzw. beenden. Im Rahmen des Marshall-Planes erhal-
ten die westeuropäischen Länder von 1948-52 etwa 14,7 Milliarden Dollar. Der Anteil der 
Bundesrepublik Deutschland beträgt 1,5 Milliarden Dollar. Dieser Darlehensbetrag wird spä-
ter in voller Höhe zurückgezahlt (x073/225).  
Die Nordamerikaner können die erforderlichen finanziellen Hilfen bereitstellen, weil sie da-
mals große Außenhandelsüberschüsse erzielen. Von 1938-47 kann Nordamerika die indus-
trielle Produktion mehr als verdoppeln, so daß man in der Lage ist, das Hilfsprogramm für 
Westeuropa zu finanzieren (x028/233).  
06.06.1947 
Der bayerische Ministerpräsident Hans Ehard bekennt sich während einer Konferenz der west- 
und mitteldeutschen Ministerpräsidenten zur deutschen Einheit (x111/325): >>Trotz der Auf-
spaltung in 4 Zonen geben wir keinen Teil unseres deutschen Vaterlandes auf.  
Trotz des Weggangs der Ministerpräsidenten der Ostzone bleiben wir auch diesem Teil 
Deutschlands zutiefst verbunden.  
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Den deutschen Osten und Berlin betrachten wir als lebenswichtige Bestandteile Deutsch-
lands.<<  
15.08.1947 
US-General Clay erteilt den Befehl, illegal eingewanderte Grenzgänger in die sowjetische Be-
satzungszone abzuschieben. 
19.09.1947 
Stettin wird aufgrund einer sowjetisch-polnischen Vereinbarung der polnischen Verwaltung 
unterstellt (x039/230). 
26.09.1947  
Die Arbeitsgemeinschaft der CDU/CSU veröffentlicht folgende Resolution (x156/54): >>Vor 
Beginn der Londoner Konferenz richtet die Arbeitsgemeinschaft der CDU/CSU an die Alliier-
ten und die gesamte Weltöffentlichkeit den dringenden Appell, nicht zuzulassen, daß Deutsch-
land zerrissen oder verstümmelt wird. ...<< 
05.11.1947   
Aufgrund des sowjetisch-polnischen Abkommens vom 19.09.1947 besetzen polnische Trup-
pen in Ostpommern einen Gebietsstreifen von 50 km Länge und 10 km Breite mit der Hafen-
stadt Stettin.  
Diese Verletzung des Potsdamer Abkommens wird im Jahre 1950 von der DDR sanktioniert 
(x064/15). 
27.11.1947   
US-Außenminister Marshall erklärt am 27. November 1947 während der 5. Außenminister-
konferenz in London zur Oder-Neiße-Linie (x028/168): >>... Bei der Erklärung der deutsch-
polnischen Grenze müssen wir vom Potsdamer Protokoll ausgehen, in dem vorgesehen wird, 
daß "die endgültige Festlegung der Westgrenze Polens bis zur Friedensregelung warten" soll.  
Mr. Molotow äußerte die Ansicht, daß die Entscheidung über die Westgrenzen bereits gefallen 
sei. Wie das erwähnte Zitat zeigt, ist das durchaus nicht der Fall.  
Eine gerechte Grenzziehung erfordert, daß die Belange der Einwohner, die unmittelbar betrof-
fen sind, gründlich geprüft werden, wie ich bereits bei unserem Treffen in Moskau am 9. April 
1947 sagte.  
Ferner müssen wir die Bedeutung dieser Grenze für die wirtschaftliche und politische Stabili-
tät Europas im Auge behalten.<< 
15.12.1947   
Großbritannien:  Bei der 5. Außenministerkonferenz in London (vom 25. November bis zum 
15. Dezember 1947) können sich die 4 Siegermächte über keine deutsche Friedensregelung 
einigen. US-Außenminister Marshall lehnt weitere sowjetische Reparationsforderungen aus 
der laufenden Produktion Westdeutschlands ab. 
 


